
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Kosten fehlerhafter Strafverfolgung und Justizirrtümer seit 2000

Fehlerhafte Ermittlungen, unverhältnismäßige Strafverfolgungsmaßnahmen oder 
später aufgehobene Entscheidungen können erhebliche finanzielle Folgen für den 
Staat verursachen. Neben Ermittlungs-, Gerichts- und Haftkosten entstehen hierbei 
häufig zusätzliche Belastungen durch Entschädigungszahlungen, Rechtsmittelver-
fahren, Wiederaufnahmeverfahren oder sonstige Folgeansprüche. Von besonderem 
öffentlichen Interesse ist daher, welche Gesamtkosten dem Freistaat Bayern seit dem 
Jahr 2000 durch fehlerhafte Strafverfolgung, Justizirrtümer oder spätere Korrekturen 
strafprozessualer Maßnahmen entstanden sind und welche organisatorischen Ursa-
chen hierbei möglicherweise eine Rolle spielen.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Ermittlungs- und Verfahrenskosten  �   3

1.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Ermittlungsver-
fahren, die später eingestellt wurden oder mit Freispruch endeten?  �   3

1.2	 Wie hoch waren die Kosten für Untersuchungshaft in solchen Ver-
fahren?  �   3

1.3	 Wie hoch waren die Kosten gerichtlicher Hauptverfahren in solchen 
Fällen?  �   3

2.		 Entschädigungszahlungen  �   3

2.1	 Welche Gesamtsumme wurde seit dem Jahr 2000 nach dem Gesetz 
über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) ge-
zahlt?  �   3

2.2	 Welche zusätzlichen Zahlungen erfolgten aufgrund von Verfahren 
nach der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), Amts-
haftungs- oder Vergleichsverfahren?  �   3

2.3	 Wie hoch war die höchste einzelne Zahlung?  �   3

3.		 Folge- und Nebenkosten  �   3

3.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Haftbeschwerden, 
Wiederaufnahmeverfahren oder Revisionen?  �   3
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3.2	 Welche Kosten entstanden durch Petitionen oder parlamentarische 
Prüfungen?  �   3

3.3	 Welche Kosten entstanden durch externe Gutachten oder Sachver-
ständige?  �   3

4.		 Fehlgeschlagene Verfahren  �   3

4.1	 Wie viele Verfahren endeten seit dem Jahr 2000 trotz erheblicher Er-
mittlungsmaßnahmen ohne Verurteilung?  �   3

4.2	 Wie viele dieser Verfahren beinhalteten Hausdurchsuchungen oder 
Untersuchungshaft?  �   4

4.3	 Welche Deliktsgruppen waren hiervon besonders betroffen?  �   4

5.		 Justizirrtümer und Fehlerfolgen  �   4

5.1	 Wie viele Fälle seit dem Jahr 2000 wurden später als Fehlurteile oder 
schwerwiegende Ermittlungsfehler bewertet?  �   4

5.2	 Welche Kosten entstanden hierdurch insgesamt?  �   4

5.3	 Welche organisatorischen Konsequenzen wurden daraus gezogen?  �   4

6.		 Belastung der Justizbehörden  �   4

6.1	 Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, ob Personalmangel oder 
Überlastung Ermittlungsfehler begünstigen?  �   4

6.2	 Welche Staatsanwaltschaften oder Gerichte wiesen seit dem Jahr 2000 
zugleich hohe Belastung und erhöhte Fehler- oder Entschädigungs-
quoten auf?  �   4

6.3	 Welche Maßnahmen wurden seit dem Jahr 2000 zur Fehlervermeidung 
eingeführt?  �   4

7.		  Transparenz und Datenerfassung  �   4

7.1	 Welche statistischen Daten zu Kosten fehlerhafter Strafverfolgung 
werden erhoben?  �   4

7.2	 Welche Kostenarten werden bislang nicht gesondert erfasst?  �   4

7.3	 Welche zusätzlichen Kosten entstehen durch fehlende oder un-
zureichende Datenerfassung?  �   4

8.		 Bewertung und Qualitätssicherung  �   4

8.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die finanziellen Auswirkungen fehler-
hafter Strafverfolgung seit dem Jahr 2000?  �   4

8.2	 Welche Maßnahmen bestehen zur frühzeitigen Erkennung strukturel-
ler Fehlerquellen?  �   4

8.3	 Welche Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanismen bestehen, 
um Fehlerfolgekosten, unnötige Ermittlungsmaßnahmen und spätere 
Entschädigungsansprüche möglichst frühzeitig zu vermeiden?  �   5

Hinweise des Landtagsamts  �   6
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Ermittlungs- und Verfahrenskosten

1.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Ermittlungsver-
fahren, die später eingestellt wurden oder mit Freispruch endeten?

1.2	 Wie hoch waren die Kosten für Untersuchungshaft in solchen Ver-
fahren?

1.3	 Wie hoch waren die Kosten gerichtlicher Hauptverfahren in solchen 
Fällen?

2.		 Entschädigungszahlungen

2.1	 Welche Gesamtsumme wurde seit dem Jahr 2000 nach dem Gesetz 
über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) 
gezahlt?

2.2	 Welche zusätzlichen Zahlungen erfolgten aufgrund von Verfahren 
nach der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), Amts-
haftungs- oder Vergleichsverfahren?

2.3	 Wie hoch war die höchste einzelne Zahlung?

3.		 Folge- und Nebenkosten

3.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Haftbeschwerden, 
Wiederaufnahmeverfahren oder Revisionen?

3.2	 Welche Kosten entstanden durch Petitionen oder parlamentarische 
Prüfungen?

3.3	 Welche Kosten entstanden durch externe Gutachten oder Sachver-
ständige?

4.		 Fehlgeschlagene Verfahren

4.1	 Wie viele Verfahren endeten seit dem Jahr 2000 trotz erheblicher Er-
mittlungsmaßnahmen ohne Verurteilung?
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4.2	 Wie viele dieser Verfahren beinhalteten Hausdurchsuchungen oder 
Untersuchungshaft?

4.3	 Welche Deliktsgruppen waren hiervon besonders betroffen?

5.		 Justizirrtümer und Fehlerfolgen

5.1	 Wie viele Fälle seit dem Jahr 2000 wurden später als Fehlurteile oder 
schwerwiegende Ermittlungsfehler bewertet?

5.2	 Welche Kosten entstanden hierdurch insgesamt?

5.3	 Welche organisatorischen Konsequenzen wurden daraus gezogen?

6.		 Belastung der Justizbehörden

6.1	 Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, ob Personalmangel oder 
Überlastung Ermittlungsfehler begünstigen?

6.2	 Welche Staatsanwaltschaften oder Gerichte wiesen seit dem Jahr 2000 
zugleich hohe Belastung und erhöhte Fehler- oder Entschädigungs-
quoten auf?

6.3	 Welche Maßnahmen wurden seit dem Jahr 2000 zur Fehlervermeidung 
eingeführt?

7.		  Transparenz und Datenerfassung

7.1	 Welche statistischen Daten zu Kosten fehlerhafter Strafverfolgung 
werden erhoben?

7.2	 Welche Kostenarten werden bislang nicht gesondert erfasst?

7.3	 Welche zusätzlichen Kosten entstehen durch fehlende oder un-
zureichende Datenerfassung?

8.		 Bewertung und Qualitätssicherung

8.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die finanziellen Auswirkungen 
fehlerhafter Strafverfolgung seit dem Jahr 2000?

8.2	 Welche Maßnahmen bestehen zur frühzeitigen Erkennung struktu-
reller Fehlerquellen?
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8.3	 Welche Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanismen be-
stehen, um Fehlerfolgekosten, unnötige Ermittlungsmaßnahmen 
und spätere Entschädigungsansprüche möglichst frühzeitig zu ver-
meiden?

Die Fragen 1.1 bis 8.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staats-
anwaltschaften und der mit Disziplinarverfahren betrauten Stellen möglich. Auch unter 
Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts der Ab-
geordneten des Landtags wäre der hiermit verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

Eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung ist durch die strik-
te Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gerichtliche Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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